
nende Beklagte zu übersenden oder an einen Bevoll­
mächtigten der Beklagten in den Westzonen auszu­
zahlen. Auf die vom Kläger erhobene Vollstreckungs­
gegenklage hat das Landgericht die Zwangsvoll­
streckung aus der einstweiligen Anordnung einstweilen 
eingestellt. Die hiergegen gerichtete Beschwerde der 
Beklagten ist begründet.
Aus den G r ü n d e n :

. . . Der Einwand der Erfüllung greift nicht durch.
Es kann dahingestellt bleiben, ob der Kläger über­

haupt in Lübeck am richtigen Ort hinterlegt hat und 
ob er nicht in Berlin hätte hinterlegen müssen. . . .

Es braucht namentlich in diesem Zusammenhang 
nicht _geprüft zu werden, ob der Erfüllungsort für die 
Zahlung-der Unterhaltsrente sich nach dem Wohnsitz 
des Klägers als des Schuldners richtet, oder ob er nach 
der Natur des Schuldverhältnisses und auch nach dem 
Erfüllungszweck, durch Geld den physischen Unterhalt 
der Beklagten zu gewährleisten, besonders mit Rück­
sicht auf die durch die Zonentrennung erschwerte Geld­
überweisung nach dem am bisherigen Ort der gemein­
schaftlichen Ehewohnung von der Beklagten geführten 
Aufenthalt und nicht an dem vom Kläger getrennt 
davon gegründeten Wohnsitz bestimmt wird. Es braucht 
auch nicht die in der Rechtslehre (vgl. Staudinger 
Kommentar § 374 n 1) umstrittene Frage geprüft zu 
werden, ob der Kläger trotz eines Erfüllungsortes in 
Lübeck mit Rücksicht auf § 270 Absatz 1 BGB das Geld 
in Berlin zu hinterlegen hätte, weil er es auch nach 
Berlin an den Wohnort der Beklagten hätte über­
mitteln müssen.

Auf jeden Fail hat der Kläger kein Recht zur Hin­
terlegung gemäß § 372 BGB. . . .

Hinterlegen darf der Schuldner nach § 372 BGB nur, 
wenn der Gläubiger in Verzug der Annahme ist oder 
wenn der Schuldner aus einem anderen in der Person 
des Gläubigers liegenden Grunde seine Verbindlich­
keit nicht erfüllen kann. Nach den Grundsätzen, welche 
in ähnlichen Fällen unter der Herrschaft der De­
visengesetzgebung bei einer auf Reichsmark lautenden 
Zahlung an einen Devisenausländer in der RGE 
Band 151 Seite 116 (121—122) entwickelt worden sind, 
trifft keine der beiden Voraussetzungen zu.

In Annahmeverzug konnte der Gläubiger nur ge­
raten, wenn der Schuldner die nach dem gesetzlichen 
Schuldverhältnis des Unterhaltsrechts zu erbringende 
Geldleistung durch Zahlung an einen nur innerhalb 
des Gebietes des Sperrgesetzes Nr. 52 anwesenden 
Gläubiger zu erfüllen hatte. Das deutsche Recht schreibt 
eine solche Regelung des Unterhaltsanspruchs gemäß 
§§ 1361, 269, 270 BGB nicht vor. Danach hat der Schuld­
ner die Geldrente, selbst wenn man als Erfüllungsort 
nach § 269 BGB den Wohnsitz des Schuldners an­
nimmt, gemäß § 270 Absatz 1 BGB auf seine Gefahr 
und Kosten dem Gläubiger an dessen Wohnsitz zu 
übermitteln. Das Sperrgesetz Nr. 52 ändert an dem 
materiellen Inhalt des Unterhaltsverhältmsses hin­
sichtlich des Erfüllungsortes und des Übermittlungs­
ortes nichts. Es schränkt namentlich die Pflicht des 
Schuldners zur Leistung nicht dahin ein, daß er nur 
in dem Sperrgebiet seine Schuldverbindlichkeiten zu 
erfüllen hätte, auch wenn deren Erfüllung durch 
Übermittlung an einen Ort außerhalb des Sperrgebietes 
zu vollziehen wäre. Das Sperrgesetz will nur die Aus­
führung der in seinem Gebiet liegenden Vermögens­
werte ohne Genehmigung der Militärregierung ver­
hindern. Ob dadurch der Schuldner zivilrechtlich außer 
Stande gesetzt wird, Verbindlichkeiten außerhalb des 
Sperrgebietes zu erfüllen, berührt diese Zweckgestal­
tung nicht. .

Das Sperrgesetz Nr. 52 beschränkt nur die Haftung 
des Schuldners bezüglich seines i m Sperrgebiet be­
findlichen Vermögens auf den „anwesenden Gläubiger“. 
Dadurch ändert sich nicht der Inhalt der Schuld. Der 
Schuldner darf und muß mit seinem a u ß e r h a l b  
des Sperrgebietes befindlichen Vermögens seine Schuld 
auch gegenüber dem abwesenden Gläubiger tilgen. 
Durch das Sperrgesetz wird namentlich nicht etwa 
seine Übermittlungspflicht gemäß § 270 BGB aufge­
hoben, so daß er durch eine Übersendung des Geldes 
außerhalb des Sperrgebietes keine Gefahr und Kosten 
zu tragen hätte. . . .

Das Verbot der Verfügung, namentlich der Ein­
ziehung, ergreift dagegen nur das Vermögen des 
Schuldners innerhalb des Sperrgebietes. Mit seinem

übrigen Vermögen haftet der Schuldner unein­
geschränkt. . . .

Soweit der Schuldner durch das Sperrgesetz ge­
hindert ist, aus Mitteln, die er im Sperrgebiet hat, an 
den Gläubiger außerhalb des Sperrgebietes zu zahlen, 
beruht dies nicht auf einem Grunde in der Person 
des Gläubigers. Solche Gründe im Sinne des § 372 BGB 
sind Geschäftsunfähigkeit, unbestimmter Aufenthalt, 
Verfügungsbeschränkung des Gläubigers. Solche letz­
tere Verfügungsbeschränkung, wie sie beim Arrest 
über die Forderung gegeben ist, liegt aber hier nach 
den obigen Darlegungen deshalb nicht vor, weil die 
Verfügungsbeschränkung des Gläubigers nicht total, 
sondern nur partiell ist. Vor allem aber hat diese 
partiellle Verfügungsbeschränkung nicht wie beim 
Arrest ihren Grund in der P e r s o n  des Gläubigers; 
dessen „Abwesenheit“ dist ein relativer Begriff. Das 
partielle Verfügungshindemis beruht auf der Zonen­
trennung von Gläubiger und Schuldner. Bei An­
wesenheit beider Teile in demselben Bereich inner­
halb oder außerhalb des Sperrgebietes beständen keine 
Ubermittlungsschwierigkeiten. . . .

Der Schuldner hat gemäß § 242 BGB seine Verbind­
lichkeit nach Treu und Glauben zu erfüllen. Im vor­
liegenden Falle hat er sich — ob verschuldet oder 
unverschuldet — von dem Bestimmungsort getrennt, 
an den das Geld zu übersenden ist. Es ist deshalb 
auch billig, daß er den Gläubiger nicht auf die Hinter­
legung verweisen darf. Dazu kommt noch, daß durch 
die Geldrente der Unterhalt der Beklagten befriedigt 
werden soll, daß die Erfüllung also den Schutz vor 
physischer Not der Beklagten bezweckt. Wenn der 
Kläger demgegenüber zur Erfüllung seiner Unter­
haltsverbindlichkeit in Berlin kein Geld zur Verfügung 
haben sollte, wofür er grundsätzlich einzustehen hat, 
sondern hier vorhandene Sachwerte in Geld Um­
setzen und dabei Verluste hinnehmen muß, so ver­
dient bei der Interessenabwägung der Schutz gegen 
physische Not den Vorzug vor der materiellen Einbuße.

Dem Kläger sind in Anbetracht der stärkeren Schutz­
würdigkeit der unterhaltsbedürftigen Beklagten solche 
materiellen Einbußen um so mehr zuzumuten, als er 
seine Sachwerte in Berlin infolge der Zonentrennung 
und Zonensperre nicht nutzen kann und sonst noch die 
Unterhaltsgelder unfruchtbar hinterlegen würde, so 
daß die doppelten Werte ohne jeden Nutzen für eine 
der Parteien festlägen.

•§ 77 EheG.
Wann beruht eine Entscheidung ganz oder vorwie­

gend auf rassemäßigen, politischen oder religiösen 
Gründen?

OLG Halle, Urteil vom 15.10.1948 — 1 U 195/47.
Der erkennende Senat hatte früher den Standpunkt 

vertreten, die Voraussetzung des § 77 Ehegesetz, daß 
die Entscheidung ganz oder vorwiegend auf rasse­
mäßigen, politischen oder religiösen Gründen beruhe, 
müsse sich unmittelbar aus den Urteilsgründen selbst 
ergeben. Diese in Schrifttum und Rechtsprechung 
mehrfach als zu eng abgelehnte Auffassung (vgl. 
Neue Justiz 1947 S. 248, Jurist. Rundschau 1948 S. 51 
und 57, Neue Jurist. Wochenschrift 1948 S. 172 ff.) hat 
der Senat aufgegeben. Nach dem Sinn und Zweck des 
§ 77 sieht er es nunmehr als genügend an, wenn sich 
überhaupt feststellen läßt, daß zum Zustandekommen 
der Entscheidung Umstände oder Erwägungen bei­
getragen haben, die in rassemäßiger, politischer oder 
religiöser Hinsicht auf nationalsozialistischer Ideolo­
gie beruhen, und daß ohne diese Umstände oder Er­
wägungen die Entscheidung anders ausgefallen wäre.

§ 367 HGB, Kontrollratsgesetz Nr. 38.
Da die Sammelliste aufgerufener Wertpapiere der 

ehemaligen Deutschen Reichsbank nur durch ein vom 
Gesetzgeber zu bestimmendes Mitteilungsblatt ersetzt 
werden kann, und eine gesetzliche Vorschrift dieser 
Art für das Gebiet der Stadtgemeinde Berlin bisher 
nicht erlassen ist, so sind hier Aufgebotsverfahren für 
Inhaberschuldverschreibungen und Aktien zur Zeit 
nicht durchführbar.

LG Berlin, Beschluß v. 27. 10. 1948 — 24 T 1549/48.
Der Beschwerdeführer hat die Kraftloserklärung 

von Teilschuldverschreibungen der Preußischen Berg­
werk und Hütten-AG in Berlin-Charlottenburg be-
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